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Ein Bericht des britischen Parla-
ments aus 2016 zeigt, dass der 

NATO-Krieg 2011 in Libyen auf 
einer Reihe von Lügen basierte. [1]

„Libyen: Untersuchung der In-
tervention und des Zusammen-
bruchs und die zukünftigen poli-
tischen Optionen des Vereinigten 
Königreichs“ – eine Untersuchung 
des parteiübergreifenden Ausschus-
ses für auswärtige Angelegenheiten 
des britischen Unterhauses verur-
teilt scharf die Rolle des Vereinig-
ten Königreichs in dem Krieg, der 
die Regierung des libyschen Füh-
rers Muammar Gaddafi zu Fall 
brachte und das nordafrikanische 
Land ins Chaos stürzte.

„Wir haben keine Beweise da-
für gesehen, dass die britische Re-
gierung eine angemessene Analyse 
des Aufstands in Libyen durchge-
führt hat“, heißt es in dem Bericht. 
„Die britische Strategie basierte 
auf falschen Annahmen und auf 
einem unvollständigen Verständ-
nis der Beweise.“

Der Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten kommt zu dem 
Schluss, dass die britische Regie-
rung „nicht erkannt hat, dass die 
Bedrohung der Zivilbevölkerung 
übertrieben war und dass die Re-
bellen ein bedeutendes islamisti-
sches Element beinhalteten“.

Die Libyen-Untersuchung, die 
im Juli 2015 gestartet wurde, basiert 
auf über einem Jahr Forschung und 
Interviews mit Politikern, Wissen-
schaftlern, Journalisten und mehr. 
Der Bericht, der am 14. September 
2016 veröffentlicht wurde, deckt 
das Folgende auf:
•  Gaddafi plante nicht, Zivilisten 

zu massakrieren. Dieser Mythos 
wurde von Rebellen und westli-
chen Regierungen übertrieben, 
die ihre Intervention auf man-

gelnde geheimdienstliche Infor-
mation gründeten.

•  Die Bedrohung durch islamisti-
sche Extremisten, die einen gro-
ßen Einfluss auf den Aufstand 
ausübten, wurde ignoriert – und 
die Bombardierung durch die 
NATO hat diese Bedrohung noch 
verschlimmert und dem ISIS eine 
Basis in Nordafrika verschafft.

•  Frankreich, das die militärische 
Intervention initiierte, war durch 
wirtschaftliche und politische In-
teressen motiviert, nicht durch 
humanitäre.

•  Der Aufstand – der gewalttätig 
und nicht friedlich war – wäre 
wahrscheinlich nicht erfolgreich 
gewesen, wenn er nicht militäri-
sche Unterstützung aus dem Aus-
land erhalten hätte. Auch aus-
ländische Medien, insbesondere 
Qatars Al Jazeera und Saudi Ara-

biens Al Arabiya verbreiteten un-
bewiesene Gerüchte über Gad-
dafi und die libysche Regierung.

•  Die NATO-Bombardierung stürz-
te Libyen in eine humanitäre Ka-
tastrophe, tötete Tausende von 
Menschen und vertrieb weitere 
Hunderttausende, wodurch Liby-
en aus dem afrikanischen Land 
mit dem höchsten Lebensstan-
dard in einen vom Krieg zerrüt-
teten, gescheiterten Staat verwan-
delt wurde.

Das Gerücht, dass  
Gaddafi Zivilisten mas-
sakriert, und der Mangel 
an Informationen
„Trotz seiner Rhetorik wurde 
die Annahme, Muammar Gad-
dafi hätte das Massaker an Zivi-

listen in Benghazi angeordnet, 
nicht durch die verfügbaren Be-
weise unterstützt“, stellt der Aus-
schuss für auswärtige Angelegen-
heiten klar.

„Muammar Gaddafi drohte 
zwar mit Gewalt gegen diejenigen, 
die gegen seine Herrschaft zu den 
Waffen griffen, aber das bedeu-
tete nicht unbedingt eine Bedro-
hung für jedermann in Benghazi“, 
so der Bericht weiter. „Kurzum, 
das Ausmaß der Bedrohung für 
die Zivilbevölkerung wurde mit 
ungerechtfertigter Sicherheit dar-
gestellt.“

Die Zusammenfassung des Be-
richts stellt auch fest, dass dem 
Krieg „keine genauen Informa-
tionen zugrunde lagen“. Er fügt 
hinzu, „US-Geheimdienstbeamte 
beschrieben laut Berichten die In-
tervention als eine ‚nachrichten-
dienstliche Entscheidung light‘“.

Das widerspricht völlig dem, 
was politische Persönlichkeiten 
im Vorfeld der NATO-Bombar-
dierung behauptet haben. Nach 
gewaltsamen Protesten, die im Fe-
bruar in Libyen ausbrachen, und 
nachdem Benghazi – die zweit-
größte Stadt Libyens – von Rebel-
len übernommen wurde, behaup-
teten vertriebene Oppositionelle 
wie Soliman Bouchuiguir, Präsi-
dent der in Europa ansässigen Li-
byschen Liga für Menschenrech-
te, dass, wenn Gaddafi die Stadt 
zurückeroberte, „es ein echtes 
Blutbad geben wird, ein Massa-
ker, wie wir es in Ruanda gese-
hen haben“.

Im Bericht des britischen Par-
laments wird jedoch festgestellt, 
dass die libysche Regierung An-
fang Februar 2011 Städte von den 
Rebellen zurückerobert hatte, be-
vor die NATO ihre Luftangriffe 
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startete, und dass Gaddafis Trup-
pen keine Zivilisten angegriffen 
hatten.

Am 17. März 2011, zwei Tage 
vor Beginn der Bombardierung 
durch die NATO, sagte Gaddafi 
den Rebellen in Benghazi: „Werft 
eure Waffen weg, genau wie eure 
Brüder in Ajdabiya und anderswo. 
Sie haben ihre Waffen niederge-
legt und sind in Sicherheit. Wir 
haben sie nie verfolgt.“

Der Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten fügt hinzu, dass 
die libyschen Regierungstrup-
pen, als sie im Februar die Stadt 
Ajdabiya zurückeroberten, kei-
ne Zivilisten angegriffen haben. 
Gaddafi „versuchte auch, die De-
monstranten in Benghazi mit ei-
nem Angebot von Entwicklungs-
hilfe zu beschwichtigen, bevor er 
schließlich Truppen einsetzte“, so 
der Bericht.

In einem anderen Beispiel 
zeigt der Bericht, dass nach den 
Kämpfen im Februar und März in 
der Stadt Misrata – der drittgröß-
ten Stadt Libyens, die auch von 
Rebellen besetzt worden war – nur 
etwa 1 Prozent der von der liby-
schen Regierung getöteten Men-
schen Frauen oder Kinder waren.

„Die Diskrepanz zwischen 
männlichen und weiblichen Ver-
lusten deutete darauf hin, dass das 
Gaddafi-Regime in einem Bür-
gerkrieg gezielt gegen männli-
che Kämpfer vorging und nicht 
wahllos Zivilisten angriff“, sagt 
das Komitee.

Hochrangige britische Beam-
te gaben bei der Parlamentsun-
tersuchung zu, dass sie Gadda-
fis tatsächliche Aktionen nicht in 
Betracht gezogen haben und statt-
dessen eine militärische Interven-
tion in Libyen auf der Grundlage 
seiner Rhetorik forderten.

Im Februar hielt Gaddafi eine 
hitzige Rede, in der er die Rebel-
len bedrohte, die die Städte über-
nommen hatten. Er sagte, „sie sind 
nur sehr wenige“ und „es sind ein 
paar Terroristen“ und bezeichne-
te sie als „Ratten“, die „Libyen 
in die Emirate Zawahiri und bin 
Laden verwandeln“, indem er auf 
die Führer der Al-Qaida verwies.

Am Ende seiner Rede ver-
sprach Gaddafi, „Libyen Stück 

für Stück, Haus für Haus, Woh-
nung für Wohnung, Gasse für 
Gasse“ von diesen Rebellen zu 
reinigen. Viele westliche Medien 
deuteten jedoch an oder berichte-
ten ganz offen, dass seine Äuße-
rung als eine Bedrohung für alle 
Demonstranten gemeint sei. Ein 
israelischer Journalist populari-
sierte diese Zeile, indem er sie in 
ein Lied namens „Zenga, Zenga“ 
(arabisch für „Straße“) umwan-
delte. Das YouTube-Video mit der 
abgemischten Rede wurde welt-
weit verbreitet (siehe die Kom-
mentare!!!) [2].

Der Ausschuss für auswärti-
ge Angelegenheiten stellt in sei-
nem Bericht fest, dass britische 
Amtsträger damals einen „Man-
gel an zuverlässigen Informatio-
nen“ hatten. William Hague, der 
während des Krieges gegen Li-
byen als britischer Außenminis-
ter fungierte, behauptete vor dem 
Komitee, dass Gaddafi verspro-
chen habe, „von Haus zu Haus, 
von Zimmer zu Zimmer zu ge-
hen und sich an der Bevölkerung 
von Benghazi zu rächen“, indem 
er Gaddafis Rede falsch zitierte. 
Er fügte hinzu: „Viele Leute wer-
den sterben.“

„Angesichts des Mangels an 
verlässlicher Information hoben 
sowohl Lord Hague als auch Dr. 
Fox den Einfluss von Muammar 
Gaddafis Rhetorik auf ihre Ent-
scheidungsfindung hervor“, heißt 
es in dem Bericht, der sich auch 
auf den damaligen Verteidigungs-
minister Liam Fox bezieht.

George Joffé, ein Wissen-
schaftler an der Universität King‘s 
College in London und Experte 
für den Nahen Osten und Nord-
afrika, sagte gegenüber dem Aus-
schuss für auswärtige Angelegen-
heiten, dass, während Gaddafi 
manchmal eine einschüchtern-
de Rhetorik benutzte, die „ziem-
lich blutig sei“, Beispiele in der 
Vergangenheit zeigten, dass der 
langjährige libysche Führer „sehr 
vorsichtig“ vorgegangen sei, um 
zivile Opfer zu vermeiden.

In einem Fall bemerkte Joffé: 
„Statt zu versuchen, die Bedro-
hungen für das Regime durch den 
Osten der Cyrenaica mit Gewalt 
zu beseitigen, verbrachte Gaddafi 

sechs Monate damit, die dort an-
sässigen Stämme zu besänftigen.“

Gaddafi „wäre in der tatsäch-
lichen Antwort sehr vorsichtig 
gewesen“, sagte Joffé in dem Be-
richt. „Die Angst vor einem Mas-
saker an Zivilisten war bei Wei-
tem übertrieben.“

Alison Pargeter, eine leitende 
Forscherin am Royal United Ser-
vices Institute und Spezialistin 
für Libyen, die ebenfalls für die 
Untersuchung interviewt wurde, 
stimmte Joffé zu. Sie sagte dem 
Komitee, dass es keine „stich-
haltigen Beweise dafür gibt, dass 
Gaddafi ein Massaker gegen seine 
eigenen Bürger vorbereitet hat“.

„Muammar Gaddafi gegenüber 
oppositionelle Emigranten haben 
die Unruhen in Libyen ausgenutzt, 
indem sie die Bedrohung der Zi-
vilbevölkerung überbewertet und 
westliche Mächte ermutigt haben, 
einzugreifen“, fasst der Bericht 
die Analyse von Joffé zusammen.

Pargeter fügte hinzu, dass Li-
byer, die sich der Regierung wi-
dersetzten, Gaddafis Verwendung 
von „Söldnern“ übertrieben – ein 
Begriff, den sie oft als Synonym 
für Libyer subsaharischer Ab-
stammung benutzten. Pargeter 
sagte, Libyer hätten ihr gesagt: 
„Die Afrikaner kommen. Sie wer-
den uns massakrieren. Gaddafi 
schickt Afrikaner auf die Stra-
ßen. Sie töten unsere Familien.“

„Ich denke, dass da sehr viel 
verstärkt wurde“, sagte Pargeter. 
Dieser verstärkte Mythos führ-
te zu extremer Gewalt. Schwar-
ze Libyer wurden von libyschen 
Rebellen gewaltsam unterdrückt. 
Die Associated Press berichtete 
im September 2011: „Rebellen-
streitkräfte und bewaffnete Zivi-
listen treiben Tausende schwarze 
Libyer und Migranten aus Sub-
Sahara-Afrika zusammen.“ Sie 
stellte fest: „Praktisch alle Häft-
linge sagen, dass sie unschuldige 
Wanderarbeiter sind.“

(Die Verbrechen von Rebellen 
an schwarzen Libyern setzten sich 
fort und wurden noch schlimmer. 
Im Jahr 2012 gab es Berichte, dass 
schwarze Libyer von Rebellen 
in Käfige gesteckt und gezwun-
gen wurden, Flaggen zu essen. 
Wie Salon.com bereits berichtete, 

warnte Human Rights Watch 2013 
auch vor „ernsten und andauern-
den Menschenrechtsverletzungen 
gegen die Einwohner der Stadt 
Tawergha, die weithin als Unter-
stützer von Muammar Gaddafi 
angesehen werden“. Tawerghas 
Einwohner waren zumeist Nach-
kommen schwarzer Sklaven und 
sehr arm. Human Rights Watch 
berichtete, dass libysche Rebellen 
„die Zwangsumsiedlung von etwa 
40.000 Menschen durchführten 
sowie willkürliche Verhaftungen, 
Folterungen und Morde, die weit 
verbreitet, systematisch und aus-
reichend organisiert sind, um als 
Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit qualifiziert zu werden.“)

Im Juli 2011 bestätigte der 
Sprecher des Außenministeri-
ums Mark Toner, dass Gaddafi 
„jemand ist, der sich einer über-
triebenen Rhetorik bedient“, aber 
im Februar haben westliche Re-
gierungen diese Rhetorik als Waf-
fe eingesetzt.

Der Ausschuss für auswärti-
ge Angelegenheiten stellt in sei-
nem Bericht fest, dass die briti-
sche Regierung trotz mangelnder 
Informationen „sich in Libyen 
ausschließlich auf die militäri-
sche Intervention“ als Lösung 
konzentrierte und die verfügba-
ren Formen des politischen En-
gagements und der Diplomatie 
ignorierte.

Dies steht im Einklang mit der 
Berichterstattung der Washington 
Times, welche feststellte, dass 
Gaddafis Sohn Saif gehofft hat-
te, einen Waffenstillstand mit der 
US-Regierung auszuhandeln. Saif 
Gaddafi eröffnete in aller Stille 
die Kommunikation mit den Ge-
neralstabschefs, doch dann inter-
venierte Außenministerin Hillary 
Clinton und forderte das Pentagon 
auf, mit der libyschen Regierung 
nicht mehr zu sprechen. „Außen-
ministerin Clinton will überhaupt 
nicht verhandeln“, sagte ein US-
Geheimdienstbeamter zu Saif.

Im März hatte Außenministe-
rin Clinton Muammar Gaddafi als 
„Kreatur“ bezeichnet, „die kein 
Gewissen hat und jeden bedrohen 
wird“. Clinton, die eine führen-
de Rolle bei der Forderung nach 
dem NATO-Bombenüberfall auf 
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Libyen spielte, behauptete, Gad-
dafi würde „schreckliche Dinge“ 
tun, wenn er nicht gestoppt würde.

Von März bis Oktober 2011 
führte die NATO ein Bombar-
dement gegen libysche Regie-
rungstruppen durch. Sie behaup-
tete, eine humanitäre Mission 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 
zu betreiben. Im Oktober wurde 
Gaddafi brutal getötet – mit ei-
nem Bajonett von Rebellen sodo-
misiert. Auf die Nachricht über 
seinen Tod hin verkündete Au-
ßenministerin Clinton live im 
Fernsehen: „Wir kamen, wir sa-
hen, er starb!“

Der Bericht des Ausschusses 
für auswärtige Angelegenheiten 
weist jedoch darauf hin, dass, 
während die NATO-Intervention 
als humanitäre Mission verkauft 
wurde, ihr vorgebliches Ziel an 
nur einem Tag erreicht worden ist.

Am 20. März 2011 zogen sich 
Gaddafis Truppen etwa 40 Mei-
len außerhalb von Benghazi zu-
rück, nachdem französische Flug-
zeuge angegriffen hatten. „Wenn 
das primäre Ziel der Koalitions-
intervention die dringende Not-
wendigkeit war, die Zivilbevöl-
kerung in Benghazi zu schützen, 
dann war dieses Ziel in weniger 
als 24 Stunden erreicht“, heißt es 
im Bericht. Doch die militärische 
Intervention dauerte noch meh-
rere Monate.

Der Bericht erklärt, dass „die 
begrenzte Intervention zum 
Schutz der Zivilbevölkerung in 
eine opportunistische Politik des 
Regimewechsels getrieben war“. 
Diese Ansicht wurde allerdings 
von Micah Zenko, einem hoch-
rangigen Mitarbeiter des Rates für 
Auswärtige Beziehungen, in Frage 
gestellt. Zenko benutzte NATO-
eigenes Material, um zu zeigen, 
dass es „bei der libyschen Inter-
vention von Anfang an um einen 
Regimewechsel ging“.

In seiner Untersuchung zitiert 
der Ausschuss für auswärtige An-
gelegenheiten einen Bericht von 
Amnesty International vom Juni 
2011, in dem festgestellt wird, 
dass „die Berichterstattung in vie-
len westlichen Medien von An-
fang an eine sehr einseitige Sicht-
weise der Logik des Geschehens 

vermittelt hat, die die Protestbe-
wegung als völlig friedlich dar-
stellt und immer wieder darauf 
hindeutet, dass die Sicherheits-
kräfte des Regimes unerklärli-
cherweise unbewaffnete Demons-
tranten massakrieren, die keine 
Sicherheitsherausforderung dar-
stellen“.

Amnesty International sagte 
auch, dass es nicht in der Lage 
sei, Beweise für den Vorwurf zu 
finden, dass die libysche Regie-
rung ihren Truppen Viagra gege-
ben und sie ermutigt habe, Frau-
en in von Rebellen bewohnten 
Gebieten zu vergewaltigen. Un-
ter anderem hatte damals Außen-
ministerin Clinton zu diesem un-
bewiesenen Mythos beigetragen.

Islamistischer Extremis-
mus und die Verbrei-
tung libyscher Waffen

Heute befindet sich in Libyen die 
größte Basis der mörderischen ex-
tremistischen Gruppe ISIS außer-
halb von Irak und Syrien. Ande-
re islamistische Gruppen haben 
nach der Zerstörung der libyschen 
Regierung große Teile des Terri-
toriums eingenommen.

„Es ist nun klar, dass militante 
islamistische Milizen ab Febru-
ar 2011 eine entscheidende Rolle 
bei der Rebellion gespielt haben“, 
stellt der Ausschuss für auswärti-
ge Angelegenheiten klar.

„Die Information über das 
Ausmaß, in dem extremistische 

militante islamistische Elemen-
te an der Rebellion gegen Gad-
dafi beteiligt waren, war unzurei-
chend“, so der Bericht. Er zitiert 
den ehemaligen britischen Vertei-
digungsstabchef David Richards, 
der „bestätigte, dass die Informa-
tionen über die Zusammensetzung 
der Rebellen-Milizen nicht so 
gut waren, ‚wie man es sich ge-
wünscht hätte‘“.

Die Untersuchung fragte 
Richards, ob er wüsste, ob Mit-
glieder der libyschen islamischen 
Kampfgruppe, die der Al-Qaida 
angegliedert ist, an der Rebelli-
on im März 2011 teilgenommen 
hätten. Er sagte, das sei „eine 
Grauzone“. Richards erinnerte 
sich daran, dass „seriöse Liby-
er dem Auswärtigen Amt versi-
cherten“, dass islamistische Ext-
remisten nicht von dem Aufstand 
profitieren würden, gab aber zu, 
„dass das im Nachhinein betrach-
tet bestenfalls Wunschdenken ge-
wesen sei“.

„Die Möglichkeit, dass mili-
tante extremistische Gruppen ver-
suchen würden, von der Rebellion 
zu profitieren, hätte nicht der Be-
trachtung im Nachhinein überlas-
sen werden sollen“, kommentiert 
der Ausschuss. „Libysche Verbin-
dungen zu transnationalen mili-
tanten Extremistengruppen wa-
ren vor 2011 bekannt, weil viele 
Libyer am Irak-Aufstand und in 
Afghanistan bei Al-Qaida teilge-
nommen hatten.“

Die Zerstörung der libyschen 
Regierung durch die NATO führ-

te auch dazu, dass einige ihrer 
massiven Waffen- und Muniti-
onsreserven „in die Hände der 
Milizen“ fielen und „durch Nord- 
und Westafrika und den Nahen 
Osten gehandelt wurden“, so der 
Ausschuss für auswärtige Ange-
legenheiten.

„Die Unfähigkeit der interna-
tionalen Gemeinschaft, die vom 
Gaddafi-Regime aufgegebenen 
Waffen zu sichern, hat die Insta-
bilität in Libyen beflügelt und den 
Terrorismus in Nord- und West-
afrika sowie im Nahen Osten ak-
tiviert und verstärkt“, stellt der 
Bericht fest.

Er zitiert eine Studie einer 
UNO-Expertenkommission, die 
die Waffen der ehemaligen li-
byschen Regierung in Algerien, 
Tschad, Ägypten, Gaza, Mali, Ni-
ger, Tunesien und Syrien gefunden 
hat. Die UN-Kommission stellte 
fest, dass „Waffen mit Ursprung 
in Libyen die militärische Ka-
pazität terroristischer Gruppen, 
die in Algerien, Ägypten, Mali 
und Tunesien operieren, erheb-
lich verstärkt haben“.

Eine frühere Studie des bri-
tischen Parlaments, die in dem 
Bericht zitiert wurde, fand auch 
heraus, dass libysche Waffen in 
den Händen von Boko Haram ge-
landet sind, der ISIS angehören-
den extremistischen Gruppe, die 
Massaker an Zivilisten in Nige-
ria durchgeführt hat.

Der ehemalige Chef des Ver-
teidigungsstabs Richards teilte 
der Untersuchung mit, dass Groß-
britannien gehofft habe, die Waf-
fen und Munition der libyschen 
Regierung vor einer Beschlag-
nahmung zu bewahren, aber er 
könne sich nicht daran erinnern, 
dass die britische Regierung „ir-
gendwas unternommen hat, um 
das zu erreichen“.

Die wirtschaftlichen und 
politischen Beweggrün-
de Frankreichs

Der Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten bestätigt, dass 
„Frankreich im Februar und März 
2011 die Führung der internati-
onalen Gemeinschaft übernom-

Che Sarkozy (Foto: Valeriy Osipov/ Flickr / CC BY 2.0)
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men hat, als es darum ging, die 
militärische Intervention in Liby-
en voranzutreiben“. Als nächstes 
kam das Vereinigte Königreich, 
gefolgt von den Vereinigten Staa-
ten von Amerika.

Der Bericht stellt fest, dass die 
Hauptgründe für die von Frank-
reich forcierte militärische Inter-
vention in Libyen in erster Linie 
Gaddafis „fast unerschöpfliche fi-
nanzielle Mittel“, die Pläne des 
libyschen Führers, eine alter-
native Währung zum französi-
schen Franc in Afrika zu schaf-
fen, „Gaddafis langfristige Pläne 
zur Ablösung Frankreichs als do-
minierende Macht im frankopho-
nen Afrika“ und der Wunsch, „den 
Einfluss Frankreichs in Nordafri-
ka zu verstärken“ waren.

Anfänglich waren die Verei-
nigten Staaten von Amerika be-
züglich einer militärischen Inter-
vention in Libyen unentschlossen, 
heißt es im Bericht. „Es gab Spal-
tungen in der amerikanischen Re-
gierung“, stellte die Untersuchung 
fest. Dies stimmt mit dem über-
ein, was Präsident Obama seither 
gesagt hat (er nannte den Libyen-
Krieg seinen „schlimmsten Feh-
ler“) und was die New York Times 
in ihrer eigenen detaillierten Un-
tersuchung herausgefunden hat.

Frankreich und das Vereinigte 
Königreich waren die ersten, die 
die internationale Gemeinschaft 
unter Druck gesetzt haben, eine 
Flugverbotszone in Libyen ein-
zuführen, angeblich zum Schutz 
der Zivilbevölkerung, heißt es 
in dem Bericht. Sobald sie erst 
einmal eingerichtet war, dräng-
ten die Vereinigten Staaten von 
Amerika nichtsdestoweniger auf 
eine aggressivere militärische In-
tervention.

„Die Vereinigten Staaten wa-
ren maßgeblich daran beteiligt, 
die Bestimmungen der Resolu-
tion 1973 des UN-Sicherheits-
rates über die Einführung einer 
Flugverbotszone hinaus auf die 
Genehmigung ‚aller erforderli-
chen Maßnahmen‘ zum Schutz 
der Zivilbevölkerung auszudeh-
nen“, heißt es in dem Bericht. „In 
der Praxis führte das zur Einfüh-
rung einer ‚No-Drive-Zone‘ und 
zur angeblichen Berechtigung, 

das gesamte Befehls- und Kom-
munikationsnetz der libyschen 
Regierung anzugreifen.“

Der Bericht erläutert die Be-
weggründe Frankreichs und zi-
tiert eine E-Mail vom April 2011 
an die damalige US-Außenminis-
terin Hillary Clinton, in der es 
hieß: „Gaddafi verfügt über na-
hezu unerschöpfliche finanzielle 
Ressourcen, um auf unbestimm-
te Zeit weiterzumachen.“

„Gaddafis Regierung hält 143 
Tonnen Gold und einen ähnlichen 
Betrag in Silber“, schrieb Clintons 
Assistent Sidney Blumenthal und 
zitierte „Quellen mit Zugang zu 
Beratern von Saif al-Islam Gad-
dafi“, Muammar Gaddafis Sohn.

Dieses Gold „sollte dazu ver-
wendet werden, eine panafrika-
nische Währung auf der Grund-
lage des libyschen Gold-Dinar zu 
etablieren“, sagte Blumenthal und 
zitierte „sachkundige Personen“. 
Er fügte hinzu: „Dieser Plan sollte 
den frankophonen afrikanischen 
Ländern Afrikas eine Alternative 
zum französischen Franc bieten.“

„Französische Geheimdienst-
beamte entdeckten diesen Plan 
kurz nach Beginn der aktuellen 
Rebellion, und das war einer der 
Faktoren, die Sarkozys Entschei-
dung, Frankreich zum Angriff auf 
Libyen zu verpflichten, beeinfluss-
ten“, schrieb Blumenthal und be-
zog sich dabei auf den damaligen 
französischen Präsidenten Nico-
las Sarkozy von der rechten Partei 
Union für eine Volksbewegung.

Die französischen Geheim-
dienstoffiziere gaben fünf Grün-
de an, die Sarkozy motivierten:

a.  Der Wunsch, einen größeren 
Anteil an der libyschen Ölpro-
duktion zu gewinnen,

b.  Steigerung des französischen 
Einflusses in Nordafrika,

c.  Verbesserung seiner innenpoli-
tischen Situation in Frankreich,

d.  dem französischen Militär die 
Möglichkeit zu geben, seine 
Position in der Welt zu be-
haupten,

e.  die Besorgnis seiner Berater 
über Gaddafis langfristige Plä-
ne, Frankreich als dominieren-
de Macht im frankophonen Af-
rika zu verdrängen.“

Entscheidende Rolle aus-
ländischer Intervention

Der Bericht des britischen Parla-
ments stellt fest, dass die NATO-
Bombardierung „das militärische 
Gleichgewicht im libyschen Bür-
gerkrieg zugunsten der Rebellen 
verschoben hat“.

„Die Kombination von Luft-
überlegenheit mit der Lieferung 
von Waffen, Geheimdienstinfor-
mationen und Personal (aus dem 
Ausland) an die Rebellen garan-
tierte die militärische Niederlage 
des Gaddafi-Regimes“, fügt der 
Ausschuss für auswärtige Ange-
legenheiten hinzu.

Die Resolution 1973, die im 
März 2011 vom UN-Sicherheits-
rat verabschiedet wurde und eine 
Flugverbotszone in Libyen vorsah, 
sollte eine „strikte Umsetzung des 
Waffenembargos sicherstellen“, 
heißt es in dem Bericht weiter. 
Aber „die internationale Gemein-
schaft hat die Waffenlieferungen 
an die Rebellen ignoriert.“

Aufständische Bodentruppen 
innerhalb Libyens wurden durch 
Personal und Geheimdienstinfor-
mationen verstärkt, die vom Ver-
einigten Königreich, Frankreich, 
der Türkei, Qatar und den Verei-
nigten Arabischen Emiraten zur 
Verfügung gestellt wurden“, ent-
hüllt die Untersuchung.

Der damalige britische Chef 
des Verteidigungsstabs David 
Richards berichtete der Untersu-
chung auch, dass das Vereinigte 
Königreich „ein paar eingebette-
te Leute“ mit den Rebellenkräf-
ten am Boden habe.

Richards betonte „das Ausmaß, 
in dem die Emiratis und die Qa-
taris ... eine wichtige Rolle für 
den Erfolg der Bodenoperation 
spielten“.

Indem er The Guardian zitiert, 
stellt der Bericht fest, dass Qatar 
insgeheim Panzerabwehrraketen 
aus französischer Produktion an 
bestimmte Rebellengruppen ge-
liefert hat. Qatar, eine theokrati-
sche Monarchie, „kanalisierte ihre 
Waffen eher an bevorzugte Mili-
zen als an die Rebellen insgesamt“.

Außerdem erklärte Alison Par-
geter, die Libyenexpertin, dem Ko-
mitee: „Ich denke auch, dass die 

arabischen Medien hier eine sehr 
wichtige Rolle spielten.“

Sie erwähnte Al Jazeera, ei-
nen qatarischen Nachrichtensen-
der, und Al Arabiya, einen saudi-
schen Nachrichtensender, in Bezug 
auf die Verbreitung unbegründe-
ter Geschichten über Gaddafi und 
die libysche Regierung. „Diese 
Nachrichtenverkäufer brachten 
wirklich alles, und es stellte sich 
dann heraus, dass es nicht stimm-
te,“ sagte sie.

Humanitäre Katastrophe 
und Echos des Irakkriegs
Der Bericht des Ausschusses für 
auswärtige Angelegenheiten be-
schuldigt das Vereinigte König-
reich, die Vereinigten Staaten von 
Amerika und Frankreich, dass sie 
es versäumt haben, „eine Strate-
gie zur Unterstützung und Ge-
staltung Libyens nach Gaddafi“ 
zu formulieren.

Das Ergebnis davon, so heißt 
es in der Zusammenfassung des 
Berichts, „war politischer und 
wirtschaftlicher Zusammen-
bruch, Krieg zwischen Milizen 
und Stämmen, humanitäre Kri-
sen und Migrantenkrisen, weit 
verbreitete Menschenrechtsver-
letzungen, die Verbreitung von 
Waffen des Gaddafi-Regimes in 
der Region und das Wachstum 
des ISIS in Nordafrika“.

Das Komitee beruft sich auf 
den World Report 2016 von Hu-
man Rights Watch:

„Libyen steuert auf eine huma-
nitäre Krise zu, mit fast 400.000 
Binnenf lüchtlingen und zu-
nehmender Unterbrechung der 
Grundversorgung wie Strom- und 
Brennstoffversorgung. Die in den 
Konflikt verwickelten Kräfte set-
zen ungestraft willkürliche Fest-
nahmen, Folterungen, unrechtmä-
ßige Tötungen, wahllose Angriffe, 
Entführungen und Verschwinden 
von Personen und die gewaltsame 
Vertreibung von Menschen aus ih-
ren Häusern fort. Das innerstaat-
liche Strafrechtssystem brach in 
den meisten Teilen des Landes 
zusammen, was die Menschen-
rechtskrise verschärfte.“

Vor dem NATO-Bombarde-
ment 2011 war Libyen mit der 
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höchsten Lebenserwartung und 
dem höchsten Pro-Kopf-BIP der 
reichste Staat Afrikas. In seinem 
Buch „Gefährliche Interventio-
nen“ des ehemaligen indischen 
Vertreters bei der UNO Hardeep 
Singh Puri stellt dieser fest, dass 
Libyen vor dem Krieg einen ge-
ringeren Anteil an Armen in sei-
ner Bevölkerung hatte als die Nie-
derlande. Libyer hatten Zugang 
zu kostenloser Gesundheitsfür-
sorge, Bildung, Elektrizität und 
zinslosen Darlehen, und Frauen 
hatten große Freiheiten, die vom 
UN-Menschenrechtsrat im Januar 
2011 am Vorabend des Krieges, 
der die Regierung zerstörte, be-
grüßt worden waren.

Heute ist Libyen so gefährlich, 
dass der Ausschuss für auswär-
tige Angelegenheiten des Unter-
hauses während seiner Ermittlun-
gen praktisch nicht in das Land 
reisen konnte. Er nimmt in dem 
Bericht zur Kenntnis, dass eine 
Delegation Nordafrika im März 
2016 besucht hat. Diese traf sich 
mit libyschen Politikern in Tu-
nis, war aber „wegen des Zusam-
menbruchs der inneren Sicherheit 
und der Rechtsstaatlichkeit nicht 
in der Lage, Tripolis, Benghazi, 
Tobruk oder andere Orte in Liby-
en zu besuchen“.

Der Libyen-Bericht des bri-
tischen Parlaments kommt nur 
zwei Monate nach dem Chilcot-
Bericht, der Untersuchung der bri-
tischen Regierung über den Irak-
Krieg, der ebenfalls zugibt, dass 
die von den Vereinigten Staaten 
von Amerika angeführte Invasi-
on des Irak auf zahlreichen Lü-
gen basierte, und ebenfalls offen-
bart, dass der Krieg nur Al-Qaida 
und andere Extremisten stärkte.

Unter Berufung auf die Unter-
suchung des Kriegs gegen den Irak 
zieht der Libyen-Bericht Verglei-
che zwischen dem Vorgehen der 
Regierung des ehemaligen Premi-
erministers Tony Blair und dem 
von David Cameron. Im Jahr 2010 
gründete Cameron den Nationa-
len Sicherheitsrat, der angeblich 
eine Form der Aufsicht bieten soll-
te, die vor der Invasion des Irak 
2003 fehlte.

Der Libyen-Bericht fordert die 
britische Regierung allerdings auf, 

eine unabhängige Überprüfung 
des Nationalen Sicherheitsrates 
(NSC) in Auftrag zu geben. Die-
se Überprüfung „sollte durch die 
Schlussfolgerungen der Irak-Un-
tersuchung untermauert und ge-
prüft werden, ob die Schwächen 
der Entscheidungsfindung in Be-
zug auf die Irak-Intervention im 
Jahr 2003 durch die Einführung 
des NSC behoben wurden“, heißt 
es in dem Bericht.

Im einzigen humorvollen Mo-
ment des anderweitig makabren 
Berichts fasst der Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten die 
heutige humanitäre Lage in Liby-
en zusammen und schreibt: „Im 
April 2016 beschrieb der US-
Präsident Barack Obama Libyen 
nach der Intervention als ‚Scheiß 
Show‘. Es fällt schwer, dieser prä-
gnanten Einschätzung nicht zu-
zustimmen.“
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